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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

01.03.2016 

Geschäftszahl 

Ro 2015/18/0002 

Beachte 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung verbunden): 

Ro 2015/18/0003 

Ro 2015/18/0004 

Ro 2015/18/0005 

Ro 2015/18/0006 

Ro 2015/18/0007 

Rechtssatz 

Der in § 35 Abs. 4 AsylG 2005 angeordnete Beweismaßstab, nach dem das BFA zu beurteilen hat, ob es 
eine positive oder negative Mitteilung abgibt, erscheint für sich betrachtet rechtsstaatlich nicht 
bedenklich. Da das Gesetz vorsieht, dass eine positive Mitteilung des BFA schon dann zu ergehen hat, 
wenn die Gewährung von internationalem Schutz bloß wahrscheinlich ist, bedeutet dies im 
Umkehrschluss, dass eine negative Prognose nur dann erfolgen darf, wenn die Gewährung dieses 
Schutzes in einem nach Einreise in Österreich zu führenden Asylverfahren nicht einmal wahrscheinlich 
ist; Gewissheit darüber, dass dem Antragsteller internationaler Schutz in Österreich gewährt werden wird, 
erfordert die Erteilung einer Einreiseerlaubnis hingegen nicht. Um somit die Einreiseerlaubnis nach 
Österreich zu erhalten, muss der Antragsteller lediglich die niedrigere Beweisschwelle der 
Wahrscheinlichkeit einer künftigen Gewährung internationalen Schutzes überspringen. Schon dann steht 
ihm die Möglichkeit offen, in das Bundesgebiet einzureisen und dort ein Familienverfahren nach § 34 
AsylG 2005 - mit allen Verfahrensgarantien - zu absolvieren. Dass § 35 Abs. 4 AsylG 2005 die Vergabe 
eines Visums an die Wahrscheinlichkeit der Gewährung internationalen Schutzes im künftigen 
Asylverfahren bindet, erscheint unter diesem Blickwinkel mit dem rechtsstaatlichen Prinzip somit nicht 
im Widerspruch zu stehen. 
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